
Tarifvertrag zur Förderung der Altersteilzeit 
 
 

vom 01.02.2009 
 
 
 

Zwischen der Vereinigung der Arbeitgeberverbände der Deutschen Papierindustrie e. V. und der 
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie, Hauptvorstand Hannover, wird folgender 
Tarifvertrag abgeschlossen: 

 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
1. Räumlich: 

Das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 
 
2. Fachlich: 

Die Betriebe der Papier, Pappe, Zellstoff und Holzstoff erzeugenden lndustrie 
einschließlich ihrer Verarbeitungsabteilungen und ihrer Hilfs- und Nebenbetriebe, die in 
räumlicher Verbindung mit dem Hauptbetrieb stehen, sowie die Betriebe der sonst von 
den Vertragspartnern erfassten Industriezweige einschließlich der Hilfs- und 
Nebenbetriebe sowie der Montagestellen. 

 
3. Persönlich: 
3.1. Arbeitnehmer (gewerbliche Arbeitnehmer, kaufmännische und technische Angestellte 

sowie Meister), deren Tätigkeiten in den bezirklichen Lohn- und Gehaltsgruppen-
katalogen erfasst sind. 

3.2. Ausgenommen sind: 
3.2.1. Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer von GmbH, Prokuristen und Handlungsbevoll-

mächtigte, 
3.2.2. Angestellte mit Einstellungs- und Entlassungsbefugnis. 
 
 

§ 2 
Voraussetzungen der Altersteilzeitarbeit 

 
Arbeitnehmer, die das 57. Lebensjahr vollendet haben und dem Betrieb mindestens 10 Jahre 
angehören und in den letzten fünf Jahren (vor Beginn der Altersteilzeitarbeit) mindestens 1.080 
Kalendertage in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem SGB III gestanden 
haben, können unter Einhaltung einer Ankündigungsfrist von 6 Monaten mit dem Arbeitgeber 



 
Tarifvertrag zur Förderung der Altersteilzeit 01.02.2009 

2

eine Teilzeitbeschäftigung (Altersteilzeitarbeitsverhältnis) vereinbaren. Kein Anspruch auf Alters-
teilzeit besteht, wenn nach Halbierung der Arbeitszeit keine versicherungspflichtige 
Beschäftigung im Sinne des SGB III vorliegt. 
 
Der Arbeitgeber kann ein Teilzeitverlangen des Arbeitnehmers auf das Altersteilzeitarbeits-
modell I aus betrieblichen Gründen ablehnen, wenn er dem Arbeitnehmer stattdessen eine 
Beschäftigung nach dem Altersteilzeitarbeitsmodell II anbietet. 
 
Um die demographischen Herausforderungen in der deutschen Papierindustrie zu gestalten, 
sollen folgende Punkte Berücksichtigung finden: Mitarbeiter, die regelmäßig in drei oder mehr 
Schichten umschichtig arbeiten, sollen besonders berücksichtigt werden. Hierzu sollen freiwillige 
Betriebsvereinbarungen zu § 3 Absatz 3 dieses Tarifvertrages abgeschlossen werden. 
 
Aus dringenden betrieblichen Erfordernissen kann der Beginn der Altersteilzeit vom Arbeitgeber 
um weitere zwölf Monate hinausgeschoben werden. 
 
 

§ 3 
Ausschluss des Anspruchs 

 
Der Anspruch auf Abschluss eines Altersteilzeitvertrages ist ausgeschlossen, wenn und so 
lange 5 % der Arbeitnehmer des Betriebes von einer Altersteilzeitregelung Gebrauch machen 
oder diese Grenze durch den Abschluss eines Altersteilzeitvertrages überschritten würde. 
 
Für die Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer ist der Durchschnitt der letzten 12 Kalender-
monate vor dem Beginn der Altersteilzeit des Arbeitnehmers maßgebend. Schwerbehinderte 
und Gleichgestellte im Sinne des Schwerbehindertengesetzes sowie Auszubildende werden 
nicht mitgezählt. 
 
Soweit die 5 %-Grenze erreicht oder überschritten werden würde, haben die Arbeitnehmer 
Vorrang, die einem früheren Geburtsjahrgang angehören, bei gleichem Geburtsjahrgang die 
Arbeitnehmer mit längerer Betriebszugehörigkeit, bei gleichem Geburtsjahrgang und gleicher 
Betriebszugehörigkeit die älteren Arbeitnehmer. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann die 
Reihenfolge der Kriterien abweichend geregelt werden. Zur Berücksichtigung der Zielsetzung 
des § 2 Absatz 3 dieses Tarifvertrages ist in einer solchen Betriebsvereinbarung Schichtarbeit 
als weiteres Kriterium zulässig. Andere Auswahlkriterien finden keine Anwendung. 
 
Ebenso ist in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung eine andere Aufteilung der 5 %-Quote auf 
einzelne Arbeitnehmergruppen zulässig. 
 
Ist die Altersteilzeit eines Arbeitnehmers nach § 2 aus dringenden betrieblichen Erfordernissen 
hinausgeschoben worden, so dürfen diese aus der Verschiebung keinen Nachteil erleiden. 
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§ 4 
Dauer und Ende des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 

 
1. Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis darf die Dauer von 24 Kalendermonaten nicht unter- 

und von sechs Jahren nicht überschreiten. 
 
Auf Grund einer freiwilligen Betriebsvereinbarung oder mit Zustimmung des Betriebs-
rates können einzelvertraglich Altersteilzeitarbeitsverhältnisse mit mehr als sechs 
Jahren Dauer vereinbart werden. Dabei darf im Durchschnitt eines Zeitraumes von 
sechs Jahren, der innerhalb des Gesamtzeitraumes der vereinbarten Altersteilzeitarbeit 
liegen muss, die wöchentliche Arbeitszeit die Hälfte der bisherigen wöchentlichen 
Arbeitszeit nicht überschreiten. 
 

2. Es endet mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, für den der Arbeit-
nehmer eine Rente wegen Alters, eine Knappschaftsausgleichsleistung, eine ähnliche 
Leistung öffentlich-rechtlicher Art oder, wenn er von der Versicherungspflicht in der 
gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist, eine vergleichbare Leistung einer Ver-
sicherung oder Versorgungseinrichtung beanspruchen kann; dies gilt nicht für Renten, 
die vor dem für den Arbeitnehmer maßgebenden Rentenalter in Anspruch genommen 
werden können. Es endet ferner mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Arbeit-
nehmer die Altersteilzeit beendet, spätestens jedoch mit Ablauf des Kalendermonats, in 
dem er die Regelaltersgrenze erreicht hat.  
 
Ein abweichender Zeitpunkt für die Beendigung des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
kann unter Berücksichtigung der Mindestdauer von 24 Kalendermonaten vereinbart 
werden, jedoch zu keinem späteren Zeitpunkt als nach Absatz 1. 
 
Durch diese Regelung wird der gesetzliche Kündigungsschutz nicht erweitert. Beim 
Altersteilzeitarbeitsmodell II (§ 5 Ziffer 4) darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ab 
dem Zeitpunkt, ab dem der Arbeitnehmer von der Arbeit freigestellt ist, nicht kündigen. 
 
Zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist bei Abschluss des Altersteilzeitvertrages 
eine Vereinbarung nach § 41 Absatz 4 Satz 3 SGB VI zu treffen, nach der das Arbeits-
verhältnis zum vereinbarten Zeitpunkt enden soll. 

 
3. Endet ein Altersteilzeitverhältnis nach dem Altersteilzeitarbeitsmodell II vorzeitig, hat 

der Arbeitnehmer Anspruch auf eine etwaige Differenz zwischen der erhaltenen 
Vergütung und dem Entgelt für den Zeitraum seiner tatsächlichen Beschäftigung, das er 
ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte. Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge 
bleiben hierbei außer Betracht. 
 
Bei Tod des Arbeitnehmers steht dieser Anspruch seinen Erben zu. 
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§ 5 
Arbeitszeit 

 
1. Die wöchentliche Arbeitszeit eines Arbeitnehmers in Altersteilzeitarbeit beträgt die 

Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit. Soweit vor Beginn der Altersteilzeit-
arbeit die Arbeitszeit nach § 6 Ziffer 1.3.1 MTV geregelt war, beträgt die wöchentliche 
Arbeitszeit die Hälfte der vereinbarten Arbeitszeit. Zugrunde zu legen ist höchstens die 
Arbeitszeit, die im Durchschnitt der letzten 24 Monate vor dem Übergang in die 
Altersteilzeit vereinbart war. Die ermittelte durchschnittliche Arbeitszeit kann auf die 
nächste volle Stunde gerundet werden. 
 
Für Arbeitnehmer, deren Arbeitszeit sich nach § 6 Ziffer 2.2.1 MTV richtet, ist die regel-
mäßige wöchentliche Gesamtarbeitszeit so festzulegen, dass sie der Hälfte der 
Gesamtarbeitszeit vergleichbarer Arbeitnehmer in Vollzeitarbeit entspricht. 

 
2. Die manteltarifvertraglichen Vorschriften über verkürzte Wochenarbeitszeit (§ 6 a MTV) 

finden keine Anwendung. 
 
3. Durch Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglich können alle Formen eines Altersteil-

zeitarbeitsverhältnisses vereinbart werden, die den Bestimmungen des Gesetzes zur 
Förderung eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand entsprechen (Altersteilzeit-
arbeitsmodell I). 

 
4. Durch Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglich kann vereinbart werden, dass die 

während der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses anfallende Arbeitszeit 
in einem Zeitraum von bis zu sechs Jahren so verteilt wird, dass sie in der ersten Hälfte 
des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses geleistet und der Arbeitnehmer anschließend 
entsprechend der von ihm erworbenen Zeitguthaben von der Arbeit freigestellt wird 
(Altersteilzeitarbeitsmodell II). 

 
 

§ 6 
Tätigkeit und Eingruppierung 

 
Beim Übergang in ein Teilzeitarbeitsverhältnis soll die Art der Tätigkeit auf dem Teilzeitarbeits-
platz so wenig wie möglich verändert werden. Bei einer notwendig werdenden Umsetzung hat 
der Arbeitgeber vorher den Arbeitnehmer über den Arbeitsplatz und über die Art der Tätigkeit zu 
unterrichten. Der neue Arbeitsplatz soll den Kenntnissen und Fähigkeiten des Arbeitnehmers 
entsprechen. Die bisherige tarifliche Eingruppierung bleibt gewährleistet. 
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§ 7 
Vergütung 

 
1. Der Arbeitnehmer erhält für die Dauer des Teilzeitarbeitsverhältnisses das Arbeits-

entgelt für die Altersteilzeitarbeit sowie die Aufstockungszahlung nach § 8. 
 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge für Arbeitnehmer in Wechselschicht-
arbeit berechnen sich nach dem tatsächlichen Umfang der geleisteten Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit. Sie sind nur insoweit in die Aufstockungszahlung 
einzubeziehen, wie sie steuerpflichtig sind. 
 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglich kann die Fälligkeit der 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit oder von Teilen dieser Zuschläge 
geregelt werden. 
 
Für Arbeitnehmer in vollkontinuierlicher Wechselschicht wird in der Freistellungsphase 
des Altersteilzeitmodells II das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit um 5 %-Punkte 
erhöht. 

 
2. Arbeitnehmer, deren Altersteilzeit nach dem 30.06.2004 beginnt, erhalten nach 

Maßgabe der regionalen Tarifverträge mit Beginn ihrer Altersteilzeit das 13. Monats-
einkommen / die Jahresabschlussleistung anstelle einer Einmalzahlung in kalender-
monatlich gleichen Teilbeträgen, in Höhe von einem Zwölftel der ihnen aufgrund des 
jeweiligen regionalen Tarifvertrages zustehenden Gesamtleistung, soweit sie das 
13. Monatseinkommen / die Jahresabschlussleistung nicht im Wege der Entgeltum-
wandlung zur tariflichen Altersvorsorge verwenden. Änderungen der Anspruchs-
grundlagen wie z. B. Tariferhöhungen sind ab dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens zu 
berücksichtigen. 
 
Bezieht ein Arbeitnehmer kein Arbeitsentgelt, sondern Krankengeld oder eine andere 
sozialversicherungsrechtliche Leistung, so erhält er statt des Zwölftels einen Zuschuss 
des Arbeitgebers in gleicher Höhe. 
 
Die im laufenden Kalenderjahr bis zum Beginn der Altersteilzeit erwachsenen 
Ansprüche auf das 13. Monatseinkommen / die Jahresabschlussleistung werden 
entsprechend der jeweiligen betrieblichen Regelung zu dem dort vorgesehenen 
Auszahlungszeitpunkt ohne Aufstockungsbeträge ausgezahlt. 
 
Soweit nach den regionalen Tarifverträgen ein Anspruch auf das volle 13. Monats-
einkommen / die volle Jahresabschlussleistung im Jahr des Ausscheidens aus der 
Altersteilzeit besteht, erhält der Arbeitnehmer für die vom Zeitpunkt des Ausscheidens 
bis zum Kalenderjahresende fehlenden Monate je 1/12 des 13. Monatseinkommens / 
der Jahresabschlussleistung als Einmalzahlung. 
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Soweit Ansprüche irgendwelcher Art von der Höhe des Arbeitsentgelts abhängen, bleibt 
der in dieser Ziffer 2 geregelte Teil der Vergütung unberücksichtigt. 

 
3. Beim Altersteilzeitmodell II wirken sich tarifliche Lohn- und Gehaltsänderungen auch 

während der Freistellungsphase auf das Arbeitsentgelt aus. 
 
 

§ 8 
Aufstockungszahlung 

 
Für den durch den Übergang auf die Altersteilzeitbeschäftigung ausfallenden Teil seiner 
bisherigen regelmäßigen Arbeitszeit erhält der Arbeitnehmer eine Aufstockungszahlung in Höhe 
von 40 % des Arbeitsentgelts für die Altersteilzeitarbeit, mindestens jedoch 85 %, höchstens 
jedoch 100 % des um die gesetzlichen Abzüge, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen, 
verminderten Arbeitsentgelts, das er ohne Eintritt in die Altersteilzeitarbeit erzielt hätte. Für die 
Berechnung dieses Nettoarbeitsentgelts ist die nach dem Gesetz über die Förderung eines 
gleitenden Übergangs in den Ruhestand erlassene Rechtsverordnung maßgebend. Soweit 
diese nicht mehr angewendet werden kann, sind für die Berechnung des Nettoarbeitsentgelts 
die Grundsätze des § 136 Abs. 2 und 3 SGB III entsprechend heranzuziehen. 
 
Bezieht ein Arbeitnehmer Krankengeld, zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 30 % des 
Arbeitsentgelts für die Altersteilzeitarbeit. Insoweit tritt der Arbeitgeber für die Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit nach § 10 Absatz 2 Altersteilzeitgesetz in Vorlage. Etwaige Ansprüche 
des Arbeitnehmers gegen die Bundesanstalt für Arbeit gehen damit auf den Arbeitgeber über. 
 
Bezieht ein Arbeitnehmer Leistungen nach § 7 Ziffer 2 dieses Tarifvertrages, erhält der Arbeit-
nehmer eine Aufstockungszahlung in Höhe von 40 % des Arbeitsentgelts – einschließlich des 
Vergütungsbestandteils nach § 7 Ziffer 2 – für die Altersteilzeitarbeit, mindestens jedoch 85 %, 
höchstens jedoch 100 % des um die gesetzlichen Abzüge, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich 
anfallen, verminderten Arbeitsentgelts, das er ohne Eintritt in die Altersteilzeitarbeit erzielt hätte. 
Bei der Ermittlung dieser Grenzen ist das anteilige 13. Monatseinkommen / die anteilige Jahres-
abschlussleistung mit zu berücksichtigen. 
 
Der Zuschuss nach § 7 Ziffer 2 ist mit 40 % aufzustocken. 
 
 

§ 9 
Beiträge zur Rentenversicherung 

 
Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträgen für das Altersteilzeit-
arbeitsverhältnis entrichtet der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer gemäß § 3 Ziffer I b des Alters-
teilzeitgesetzes Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung in Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen 90 % des Entgelts, das der Arbeitnehmer erhalten hätte, wenn seine 



 
Tarifvertrag zur Förderung der Altersteilzeit 01.02.2009 

7

Arbeitszeit nicht durch das Altersteilzeitarbeitsverhältnis vermindert worden wäre, und dem 
Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit, höchstens jedoch bis zur Beitragsbemessungsgrenze. 
 
Für Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die nach dem 30.06.2004 beginnen, zahlt der Arbeitgeber 
entsprechend der ab diesem Zeitpunkt geltenden Regelung die vom Gesetzgeber vorge-
schriebenen Rentenversicherungsaufstockungsbeträge. Soweit tarifliche Einmalzahlungen nicht 
Bestandteil des Regelarbeitsentgelts sind, sind diese dennoch aufzustocken. 
 
 

§ 10 
Besondere Bestimmungen 

 
1. Zwischen den Parteien besteht Einigkeit, dass die Nutzung von Arbeitszeit- und 

Zeitwertkonten sowie von Mehrarbeitsguthaben im Rahmen der Altersteilzeit, z. B. zur 
Verkürzung der Arbeitsphase im Modell II, möglich ist. 

 
2. Im Übrigen können einzelvertraglich alle Formen eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 

vereinbart werden, die den Bestimmungen des Gesetzes zur Förderung eines 
gleitenden Übergangs in den Ruhestand entsprechen. 

 
3. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien 

die Überforderungsquote des § 3 Absatz 1 dieses Tarifvertrages herabgesetzt werden. 
Die Überforderungsquote muss mindestens 3 % betragen. 

 
4. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann eine Abfindungsregelung vereinbart 

werden. 
 
 

§ 11 
Mehrarbeitsverbot 

 
Wird für den Teilzeitbeschäftigten über den in § 5 festgelegten Umfang der Teilzeitarbeit hinaus 
notwendige zusätzliche Arbeit angeordnet, ist diese innerhalb einer Frist von drei Monaten durch 
entsprechende Freizeit auszugleichen. Kann der Zeitausgleich wegen Krankheit, Urlaub oder 
aus ähnlichen Gründen nicht erfolgen, ist er in den darauf folgenden drei Monaten vorzu-
nehmen. 
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§ 12 
Beschäftigungsverbot 

 
Der Arbeitnehmer darf neben seiner Altersteilzeit keine Beschäftigungen oder selbstständige 
Tätigkeiten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des SGB IV überschreiten oder für 
die er aufgrund einer solchen Beschäftigung eine Lohnersatzleistung erhält. Bei einem Über-
schreiten der Geringfügigkeitsgrenze entfällt der Anspruch auf die Aufstockungszahlung nach 
§ 8. Unberücksichtigt bleiben Tätigkeiten, die der Arbeitnehmer schon innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor Beginn der Teilzeitarbeit ständig ausgeübt hat. 
 
 

§ 13 
Urlaub 

 
Für die Arbeitnehmer, die im Altersteilzeitarbeitsmodell II beschäftigt werden, besteht kein 
Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der Arbeit. Im Kalenderjahr des Übergangs 
von der Beschäftigung zur Freistellung hat der Arbeitnehmer für jeden angefangenen 
Beschäftigungsmonat Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs. 
 
Im Jahr des Beginns der Altersteilzeit ist der Urlaubsanspruch entsprechend den Monaten mit 
voller/Teilzeitbeschäftigung zeitanteilig aufzuteilen. 
 
Ist die Arbeitszeit auf mehr oder weniger als regelmäßig fünf Arbeitstage verteilt, so ist der 
Urlaubsanspruch anteilig zu kürzen. 
 
 

§ 14 
Sonstige allgemeine Arbeitsbedingungen 

 
Die Bestimmungen des Manteltarifvertrages gelten für Altersteilzeitbeschäftigte, soweit sich 
nicht aus dem Wesen und der Gestaltung der Altersteilzeitarbeit etwas anderes ergibt. Soweit 
bei tariflichen Ansprüchen nicht bereits die jeweilige vertragliche Arbeitszeit maßgebend ist, ist 
das Verhältnis der vertraglichen zur tarifvertraglichen regelmäßigen Arbeitszeit zugrunde zu 
legen. 
 
 

§ 15 
Beteiligung des Betriebsrates 

 
Die Rechte des Betriebsrates bei im Zusammenhang mit Altersteilzeitarbeit stehenden 
personellen Maßnahmen des Arbeitgebers richten sich nach den Bestimmungen des BetrVG. 
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§ 16 
Inkrafttreten und Laufzeit 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2010 in Kraft und ist bis zum 31.12.2014 befristet. Die 
Nachwirkung des Tarifvertrages nach § 4 Abs.5 TVG endet mit Ablauf des 31.12.2015. 
 
Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass während der Laufzeit des Tarifvertrages 
keine Verhandlungen über die Einführung eines Demographiefonds im Sinne des § 7 des 
Tarifvertrages Lebensarbeitszeit und Demographie der chemischen Industrie geführt werden. 
 
Für Arbeitnehmer, die ab 01.01.2010 in Altersteilzeit eingetreten sind, gelten die tariflichen 
Bestimmungen dieses Tarifvertrages nach dem 31.12.2015 weiter. Für Arbeitnehmer, die bis 
zum 31.12.2009 in Altersteilzeit eingetreten sind, gelten die Bestimmungen des Tarifvertrages in 
der bis zum 31.12.2009 gültigen Fassung weiter.  
 
Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich, frühestens nach Ablauf der Befristung auf Antrag 
einer Seite in Verhandlungen über eine Verlängerung des Tarifvertrages einzutreten. 
 
Bei Veränderung der zugrundeliegenden gesetzlichen Regelungen nehmen die Parteien 
unverzüglich Beratungen über notwendige Anpassungen dieses Tarifvertrages auf. Sind 
wesentliche gesetzliche Rahmenbedingungen berührt und wird die Fortführung des Tarifvertrags 
dadurch unzumutbar, beispielsweise bei steuer- oder abgabenrechtlichen Bedingungen, kann er 
mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Monatsende gekündigt werden. 
 
 

Salvatorische Klausel 
 
Sollten sich durch den Neuabschluss dieses Tarifvertrages unvorhergesehene Nachteile für die 
Mitglieder einer der Vertragsparteien gegenüber dem Zeitpunkt des Tarifabschlusses ergeben, 
verpflichten sich die Tarifvertragsparteien auf Antrag einer Seite Verhandlungen mit dem Ziel 
aufzunehmen, eine einvernehmliche Lösung zu finden. 
 
 
Frankfurt, den 01.02.2009 
 
Vereinigung der Arbeitgeberverbände Industriegewerkschaft 
der Deutschen Papierindustrie e. V. Bergbau, Chemie, Energie 
 - Hauptvorstand -  
 
 
 
     Potempa                  Blömeke Bischoff                    Nieden 
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Gemeinsame Erklärung der Tarifvertragsparteien 
 
 
Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass eine etwaige Kostenbelastung der 
Arbeitgeber durch die Fortführung der tariflichen Altersteilzeit über den 31.12.2009 hinaus im 
Tarifergebnis vom 25.11.2008 berücksichtigt worden ist. 
 
Sie erklären daher übereinstimmend, dass im Falle einer unveränderten weiteren Fortführung 
des Tarifvertrages über Altersteilzeit nach dem Ende der Befristung (31.12.2014) eine weitere 
Kostenbelastung der Arbeitgeber nicht entsteht und daher bei künftigen Lohn- und Gehalts-
tarifverhandlungen nicht zu berücksichtigen sein wird. 
 
 
Frankfurt, den 01.02.2009 
 
Vereinigung der Arbeitgeberverbände Industriegewerkschaft 
der Deutschen Papierindustrie e. V. Bergbau, Chemie, Energie 
 - Hauptvorstand -  
 
 
 
     Potempa                  Blömeke Bischoff                    Nieden 
 


